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Auf Antrag der DB Station& Service AG, Bahnhofsmanagement Braunschweig / 

Göttingen (Vorhabenträgerin) erlässt das Eisenbahn-Bundesamt nach § 18d 

Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 76 Abs. 2 Verwaltungsverfahrens-

gesetz (VwVfG) folgenden 

 
 

Planänderungsbescheid 
 
 

A. Verfügender Teil 

A.1 Feststellung des Plans 

Der geänderte Plan für das Vorhaben „NiaZ3 Bf. Braunschweig-Gliesmarode – 

Erweiterung des Wetterschutzes“ in Braunschweig, Bahn-km 56,512 bis 56,481 der 

Strecke 1722 Celle - Braunschweig, wird mit den in diesem Bescheid aufgeführten 

Ergänzungen und Änderungen festgestellt. Von der Durchführung eines neuen 

Planfeststellungsverfahrens wird abgesehen. 

Der ursprüngliche Plan wird aufgehoben, soweit er mit dem neuen Plan nicht über-

einstimmt, und durch die geänderte Planung ersetzt oder ergänzt wird. Im Übrigen 

bleibt der festgestellte Plan einschließlich seiner besonderen Entscheidungen, Neben-

bestimmungen, Zusagen und Vorbehalte unberührt. 

Gegenstand der Planänderung ist im Wesentlichen: 

• Ergänzung des Wetterschutzes durch den Neubau einer Bahnsteigüber-

dachung im Bereich des Rampenaufgangs von Bahn-km 56,512 bis 56,481  

Nähere Einzelheiten sind den genehmigten Planunterlagen zu entnehmen. 

A.2 Planunterlagen 

Folgende Planunterlagen werden festgestellt und ersetzen bzw. ergänzen die mit 

Planfeststellungsbeschluss vom 21.07.2020 festgestellten Planunterlagen. 

Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

1.2 Erläuterungsbericht zur 1. Planänderung,  
Stand: 06.10.2021, 22 Seiten 

genehmigt 

2.2 Übersichtslageplan 
Stand: 06.10.2021 

nur zur 
Information 
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Änderungen, die sich während des Verfahrens ergeben haben, sind farbig gemäß 

Legende kenntlich gemacht. 

A.3 Nebenbestimmungen und Hinweise 

Die im Planfeststellungsbeschluss vom 21.07.2020 festgesetzten Nebenbestimm-

ungen und Hinweise gelten fort. 

A.3.1 EIGV, VV BAU und VV BAU-STE 

Die Regelungen der „Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, 

Oberbau und Hochbau“ (VV BAU) und der „Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht 

über Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen“ (VV BAU-STE) 

sind zu beachten. Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die nach EIGV erforderlichen 

Anzeigen einzureichen und die notwendigen Anträge zu stellen. 

A.3.2 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 

Beim Umgang mit mineralischen Abfällen und Bodenaushub ist grundsätzlich die 

LAGA-M 20 (Mitteilung 20 der LAGA – Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 

mineralischen Abfällen – Stand 6. November 2003) zu beachten. Dieser Abfall sowie 

alle weiteren Abfälle, die bei den vorgesehenen Maßnahmen anfallen, sind unter 

Beachtung der allgemein gültigen Regelungen der abfallrechtlichen Gesetzgebung zu 

entsorgen.  

Bei Feststellung von Verunreinigungen sind die Bauarbeiten sofort einzustellen. Die 

untere Bodenschutzbehörde des Fachbereichs Umwelt der Stadt Braunschweig ist 

unverzüglich zu benachrichtigen (Tel.: 0531/470-6302, -6367, -6371 oder -6373 oder 

3.2 Lageplan 
Stand: 06.10.2021 

genehmigt 

4 Bauwerksverzeichnis 
Stand: 06.10.2021, 2 Seiten 

genehmigt 

5.3 Bauwerksplan Dach 
Stand: 06.10.2021 

genehmigt 

6.2 Querschnitt Q1 
Stand: 17.09.2021 

genehmigt 

6.3 Querschnitt Q2 
Stand: 17.09.2021 

genehmigt 

14 Hydraulische Berechnung Dach 
Stand: 15.09.2021, 1 Seite 

nur zur 
Information 
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E-Mail: umweltschutz@braunschweig.de). Die Bauarbeiten dürfen erst dann wieder-

aufgenommen werden, wenn seitens der unteren Bodenschutzbehörde des Fachbe-

reichs Umwelt die Unbedenklichkeit der Fortführung der Maßnahmen bestätigt wird. 

A.3.3 Kampfmittel 

Im Vorfeld von Eingriffen in den Untergrund ist die Kampfmittelfreiheit unter Beachtung 

des Räumkonzeptes (ergänzende Unterlage 03) zu gewährleisten. 

Sollten bei der Maßnahme Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden 

werden oder unbekannte Metallteile oder verdächtige Verfärbungen auftreten, hat die 

Vorhabenträgerin die Arbeit sofort einzustellen und umgehend die zuständige 

Polizeidienststelle, das Ordnungsamt der Stadt Braunschweig oder den Kampfmittel-

beseitigungsdienst des LGLN – Regionaldirektion Hannover zu benachrichtigen. 

A.3.4 Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-

amt, Außenstelle Hannover, möglichst frühzeitig schriftlich bekannt zu geben. 

A.4 Zusage/n der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder 

Absprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung ge-

tragen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieses Planänderungsbescheides, als 

sie ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen gefunden haben oder im 

Planänderungsbescheides nachfolgend dokumentiert sind. 

A.4.1 Zusagen gegenüber der SE|BS GmbH und der Stad t BS, FB Tiefbau und Ver-

kehr (Abt. Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft) 

Die Vorhabenträgerin sagt die Forderungen aus der Stellungnahme der SE|BS GmbH 

v. 04.10.2021, den Anschlusskanal als DN 150 auszuführen, Kontrollschächte zu er-

richten sowie die Gewährleistung der Zugänglichkeit des DB-Geländes und das Be-

treten zur Schacht-/ Entwässerungskontrolle für die Stadt Braunschweig / SE|BS zu. 

A.5 Entscheidung über Rechte und Belange Dritter 

Soweit durch die Planänderung Belange von Dritten berührt werden, liegt deren 

schriftliches Einverständnis zur Änderung vor und wird als Bestandteil dieses 

Bescheids festgestellt. 
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A.6 Sofortige Vollziehung 

Der Planänderungsbescheid ist kraft Gesetzes gegenüber Dritten sofort vollziehbar. 

A.7 Gebühr und Auslagen 

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 

A.8 Konzentrationswirkung und Hinweise 

Mit diesem Bescheid nach § 76 Abs. 2 VwVfG wird die Zulässigkeit des bereits 

festgestellten Plans in Gestalt der beantragten Änderung im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt. Der ursprüngliche Plan und die Plan-

änderung bilden zusammen eine Einheit. Neben dieser sind andere behördliche 

Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, 

Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich 

(§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. §§ 75 Abs. 1, 76 Abs. 2 VwVfG). 

Eine Verlängerung der Geltungsdauer des ursprünglichen Planes ist mit der Zulassung 

der Änderung nicht verbunden. 
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B. Begründung 

B.1 Sachverhalt 

B.1.1 Gegenstand der Planänderung 

Mit Planfeststellungsbeschluss vom 21.07.2020, Az. 581ppi/014-2019, hat das Eisen-

bahn-Bundesamt, Außenstelle Hannover, die Planfeststellung für das Vorhaben 

„NiaZ3, Bf. Braunschweig Gliesmarode“, Bahn-km 56,512 bis 56,481 der Strecke 1722 

Celle - Braunschweig in Braunschweig erteilt. 

Gegenstand der vorliegenden Planänderung ist die 1. Änderung mit dem Neubau einer 

Bahnsteigüberdachung im Bereich des Rampenaufgangs von Bahn-km 56,512 bis 

56,481 an der Strecke 1722 sowie von Bahn-km 7,217 bis 7,241 an der Strecke 1902. 

Das geplante Typendach ist in zwei Bereiche unterteilt. Abschnitt 1 im 2-gleisigen 

Bereich ist 24 m lang, 12,26 m breit und 4,96 m hoch mit einer lichten Höhe von mind. 

3,16 m. Abschnitt 2 im 1-gleisigen Bereich an Gleis 3 ist 7,33 m lang, 4,00 m breit und 

4,96 m hoch mit einer lichten Höhe von mind. 3,70 m. Das Dach liegt auf einer 

Stützenkonstruktion entlang des Bahnsteigs sowie der Rampenwände auf. Der mittlere 

Dachbereich besteht aus Glas, die beiden äußeren aus Iso-Paneelen. Die Errichtung 

der Anlage erfolgt auf dem Bahnsteig.  

B.1.2 Einleitung des Planänderungsverfahrens 

Die DB Station& Service AG, Bahnhofsmanagement Braunschweig / Göttingen (Vor-

habenträgerin) hat mit Schreiben vom 12.03.2021, Az. I.SP-N-I (P2), die Planänderung 

nach § 18 AEG i. V. m. § 76 VwVfG beantragt. Der Antrag ist am 15.03.2021 beim 

Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Hannover, eingegangen. 

Mit Schreiben vom 07.04.2021 wurde die Vorhabenträgerin um Überarbeitung der 

Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit eMail vom 17.05.2021 digital wie-

der vorgelegt.  

Mit Telefonat vom 28.05.2021 sowie eMail vom 04.06.2021 wurde die Vorhabenträge-

rin um Ergänzung der Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit eMail vom 

27.07.2021 digital wieder vorgelegt. 

Mit eMail v. 11.08.2021 wurde die Vorhabenträgerin um Überarbeitung der nachge-

reichten Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit eMail und Schreiben v. 

21.09.2021 wieder vorgelegt.  
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Mit eMail v. 29. und 30.09.2021 sowie wurde die Vorhabenträgerin um Vervollständig-

ung der nachgereichten Unterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit eMail und 

Schreiben v. 07.10.2021 wieder vorgelegt. Mit eMail vom 8. und 11.10.2021 wurde die 

Vorhabenträgerin um Ergänzung der nachgereichten Unterlagen gebeten, die am 13. 

und 15.10.2021 wieder vorgelegt wurden. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat festgestellt, dass für das gegenständliche Vorhaben 

keine Verpflichtung auf Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 

(§ 5 ff. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)). 

B.1.3 Gelegenheit zur Stellungnahme 

B.1.3.1 Beteiligung von Behörden, sonstigen Trägern  öffentlicher Belange und 

Leitungsträgern 

Die Vorhabenträgerin hat dem Eisenbahn-Bundesamt die Stellungnahmen von Träg-

ern öffentlicher Belange und Betroffenen vorgelegt und hierzu gegenüber dem Eisen-

bahn-Bundesamt erwidert. 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1a. Stadt Braunschweig, FB Stadtplanung und Geoinformation 

1b. Stadt Braunschweig, FB Umwelt 

1c. Stadt Braunschweig, FB Tiefbau und Verkehr, Abt. Stadtentwässerung 

und Abfallwirtschaft 

2. Regionalverband Großraum Braunschweig 

3. Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung (LGLN), 

Kampfmittelbeseitigungsdienst 

4. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 

5. Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 

Naturschutz (NLWKN), Betriebsstelle Süd 

6. DB Immobilien GmbH 

7. Stadtentwässerung Braunschweig GmbH (SE|BS) 

8. Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

9. Braunschweiger Netz GmbH (BS/ Netz) 

10. Deutsche Telekom Technik GmbH fehlt 

11. Sozialverband Deutschland Landesverband Niedersachsen e.V. 

12. Behindertenbeirat Braunschweig e.V. 

13. DB St&S AG, Fachbereich Brandschutz 
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Das Eisenbahn-Bundesamt hat die folgende Behörde über die beantragte Planänder-

ung benachrichtigt und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben (§ 76 Abs. 2 

i. V. m. § 28 Abs. 1 VwVfG): 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

7a. Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 Nord – Umwelt 

Keine Stellungnahme zur 1. Planänderung haben Deutsche Telekom Technik GmbH, 

Sozialverband Deutschland Landesverband Niedersachsen e.V. und die DB Immobi-

lien GmbH abgegeben. 

Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder Empfehl-

ungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1a. Stadt Braunschweig, FB Stadtplanung und Geoinformation 

Stellungnahme v. 26.07.2021, Az. – 

1c. Stadt Braunschweig, FB Tiefbau und Verkehr, Abt. Stadtentwässerung 

und Abfallwirtschaft 

Stellungnahme v. 05.10.2021 

2. Regionalverband Großraum Braunschweig 

Stellungnahme v. 07.06.2021, Az. – 

4. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 

Stellungnahme v. 30.06.2021, Az. L 3.7-L68531-03-2019-0051-005-

Möh/Loe 

5. Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 

Naturschutz (NLWKN), Betriebsstelle Süd 

Stellungnahme v. 25.06.2021, Az. – 

9. Braunschweiger Netz GmbH (BS/ Netz) 

Stellungnahme v. 14.06.2021, Az. – 

13. DB St&S AG, Fachbereich Brandschutz 

Stellungnahme v. 20.07.2021 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen:  

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1b. Stadt Braunschweig, FB Umwelt 

Stellungnahme v. 31.08.2021, Az. SonstV 293 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

3. Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung (LGLN), 

Kampfmittelbeseitigungsdienst 

Stellungnahme v. 28.06.2021, Az. TB-2021-00705 

7. Stadtentwässerung Braunschweig GmbH (SE|BS) 

Stellungnahme v. 08.07.2021, Az. –  

ergänzende Stellungnahme v. 15.09.2021, Az. – 

ergänzende Stellungnahme v. 04.10.2021, Az. – 

ergänzende Stellungnahme v. 15.10.2021, Az. – 

7a. Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 Nord – Umwelt 

Stellungnahme v. 06.07.2021, Az: 58611-576ti/002-1114#017 

erneute Stellungnahme v. 11.08.2021, Az.: 58616-576ti/002-1114#017 

8. Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

Stellungnahme v. 01.07.2021, Az. – 

12. Behindertenbeirat Braunschweig e.V. 

Stellungnahme v. 28.06.2021, Az. – 

B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 AEG 

i. V. m. § 76 Abs. 2 VwVfG. Betriebsanlagen der Eisenbahn einschließlich der 

Bahnstromfernleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan zuvor 

festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten 

öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen 

der Abwägung zu berücksichtigen. 

Die Durchführung des Vorhabens ist noch nicht abgeschlossen. Da nunmehr vor 

Fertigstellung des Vorhabens der Plan geändert werden soll, ist ein Planänderungs-

verfahren nach § 76 VwVfG erforderlich. 

Eine Planänderung im Sinne von § 76 VwVfG liegt vor, wenn das genehmigte, aber 

noch nicht fertiggestellte Vorhaben zwar hinsichtlich sachlich und räumlich abgrenz-

barer Teilmaßnahmen geändert wird, die Identität des Vorhabens jedoch gewahrt 

bleibt. Die Planänderung erfasst grundsätzlich auch eine Erweiterung oder Reduz-

ierung des Vorhabens. 



Planänderungsbescheid gemäß § 18 AEG i. V. m. § 76 Abs. 2 VwVfG 
für das Vorhaben „NiaZ3 Bf. Braunschweig-Gliesmarode – Erweiterung des Wetterschutzes“, Bahn-km 56,512 bis 56,481 der 

Strecke 1722 Celle - Braunschweig, Az. 581ppi/016-2021#002, vom 15.10.2021 

 
 

Seite 12 von 19 
 
 

Für eine Entscheidung nach § 18 AEG i. V. m. § 76 Abs. 2 VwVfG muss es sich bei der 

Änderung des Vorhabens um eine Planänderung von unwesentliche Bedeutung 

handeln. Eine solche Änderung von unwesentlicher Bedeutung liegt vor, wenn Umfang, 

Zweck und Gesamtauswirkungen des Vorhabens im Verhältnis zur Gesamtplanung im 

Wesentlichen gleichbleiben, aber bestimmte räumliche und sachlich abgrenzbare Teile 

gegenüber der bisherigen Planung verändert werden sollen. 

Die Planänderung ist eine Änderung von unwesentlicher Bedeutung im Sinne des § 76 

VwVfG, weil ausschließlich der Wetterschutz im Bahnsteigbereich erweitert wird und 

die bisherige Planung in ihren wesentlichen Merkmalen unverändert bleibt. Die 

Änderung hat keine wesentlichen zusätzlichen, belastenden Auswirkungen auf die 

Umgebung und auch keine Folge auf das Abwägungsergebnis der am 21.07.2020 

erteilten Zulassungsentscheidung. 

Die Zustimmungen der durch die Planänderung betroffenen Behörden liegt vor. 

Daher führt das Eisenbahn-Bundesamt für diese Planänderung ein Verfahren nach § 

18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 76 Abs. 2 VwVfG durch. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahn-

verkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt für den 

Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 AEG i. V. m. § 76 Abs. 2 

VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. Das Vorhaben 

bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB Station& 

Service AG, Bahnhofsmanagement Braunschweig / Göttingen. 

B.3 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit  

Für das ursprüngliche Vorhaben ist keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 

worden.  

Für das antragsgegenständliche Änderungsverfahren wurde festgestellt, dass keine 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 3 und 4 i. V. m. § 7 Abs. 1, 

Abs. 5, Anlage 3 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).  

Aus den vorgelegten Unterlagen (Erläuterungsbericht, Formblatt U4 zur Umwelt-

erklärung: „Bagatellfallerklärung“) ergibt sich nach überschlägiger Prüfung, dass von 

dem Vorhaben keine entscheidungserheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
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erwarten sind, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung des Vor-

habens zu berücksichtigen wären. 

B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Änderungsvor habens 

B.4.1 Planrechtfertigung 

Das durch diesen Bescheid geänderte Vorhaben genügt weiterhin dem Gebot der 

Planrechtfertigung. Es entspricht den Zielsetzungen der eisenbahnrechtlichen Vor-

schriften und wird durch einen konkreten Bedarf getragen. Die dem Ausgangsbescheid 

zu Grunde liegenden Zielsetzungen werden durch die Änderungen nicht berührt. Die 

mit diesem Bescheid zugelassene Änderung: Ergänzung einer Bahnsteigüberdachung 

im Bereich des Rampenaufgangs schränkt weder dessen Funktion noch dessen 

Kapazität ein und stellt keine tatsächlichen Hindernisse für die Verwirklichung des 

Gesamtprojektes dar. 

Sie ist damit „vernünftigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Abweichungen vom Regelwerk 

Die Vorhabenträgerin erklärt im Antragsvordruck vom 12.03.2021 (Ziffer 3.8), dass die 

anerkannten Regeln der Technik für das geänderte Vorhaben eingehalten werden und 

damit keine Abweichungen von Regelwerken – sowohl in bautechnischer Hinsicht als 

auch in Bezug auf den späteren Betrieb – vorliegen. 

B.4.3 EIGV, VV BAU und VV BAU-STE 

Im verfügenden Teil ist der Vorhabenträgerin aufgegeben, rechtzeitig vor Baubeginn 

die nach EIGV, VV BAU und VV BAU-STE erforderlichen Anzeigen einzureichen und 

die notwendigen Anträge zu stellen. Es ist sachgerecht, die fachtechnische Prüfung 

der Ausführungsplanung zum Gegenstand eines gesonderten Verfahrens, das in den 

genannten Verwaltungsvorschriften dargestellt ist, zu machen. Im fachplanungs-

rechtlichen Verfahren sind die unter B.2.1 genannten Beziehungen zur Umwelt, zu 

öffentlichen Belangen und privaten Rechten zu prüfen. Gegenstand des bauaufsicht-

lichen Verfahrens ist dagegen, dass das Vorhaben in jeder Hinsicht den Regelwerken 

der Technik entspricht. 
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B.4.4 Wasserhaushalt 

Das Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 Nord weist in seiner Stellungnahme vom 

06.07.2021 darauf hin, dass sofern eine Bauwasserhaltung für die Gründungsarbeiten 

der Dachstützen notwendig würde, eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. § 8 Wasser-

haushaltsgesetz (WHG) beim Eisenbahn-Bundesamt einzuholen sei. Für die Gründ-

ungsarbeiten lägen im Fall von Grundwasseraufschlüssen Gewässerbenutzungen im 

Sinne des § 9 i. V. m. § 49 WHG vor, die einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedürften. 

Gemäß Angaben der DB Station&Service AG mit eMail vom 03.08.2021 werde es im 

Rahmen der Baumaßnahmen zu keiner Bauwasserhaltung oder einem dauerhaften 

Eintrag von Stoffen ins Grundwasser (hier: Gründungen) kommen.  

Die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 8 WHG für die Gründungs-

arbeiten und Bauwasserhaltung ist somit nicht notwendig, da kein wasserrechtlicher 

Tatbestand im Sinne des WHG betroffen ist. 

Neben der Stellungnahme vom 06.07.201 weist der Sachbereich 6 in seiner erneuten 

Stellungnahme v. 11.08.2021 nochmals darauf hin, dass die Entwässerungssituation 

der Überdachung des Bahnsteiges an Gleis 3 in den Planunterlagen nicht genau dar-

gelegt sei. In der hydraulischen Berechnung sei die Dachfläche der Überdachung des 

Bahnsteiges an Gleis 3 (Abschnitt 2, eingleisige Verlängerung am Gleis 3) entgegen 

der Erwiderung der DB Station&Service AG mit E-Mail vom 03.08.2021 nicht berück-

sichtigt. Um die Entwässerungssituation der Dachfläche des Abschnittes 2 ebenfalls zu 

berücksichtigen, müsse die hydraulische Berechnung dahingehend noch einmal 

angepasst werden. 

In der Planunterlage 14 hat die Vorhabenträgerin die hydraulische Berechnung ent-

sprechend korrigiert. 

Die Stadtentwässerung Braunschweig GmbH (SE|BS) stimmt in ihrer Stellungnahme 

vom 08.07.2021 der Planung des erweiterten Wetterschutzes sowie in ihrer ergänz-

enden Stellungnahme vom 15.09.2021 auch der leicht vergrößerten sekündlichen Ab-

flussmenge zu. In ihrer erweiterten Stellungnahme vom 04.10.2021 weist sie darauf 

hin, dass der vorhandene Anschlusskanal für Niederschlagswasser DN 150 laut 

Abwassersatzung der Stadt Braunschweig zu nutzen sei und die Entwässerungsan-

lagen wie genehmigt herzustellen seien. Der Kontrollschacht / die Kontrollschächte 

seien im Zuge der Baumaßnahme von dem von der Vorhabenträgerin beauftragten 

zugelassenen Fachbetrieb, wie der Planung zu entnehmen sei, zu erstellen. Die ent-

sprechende Erlaubnis und Grunddienstbarkeiten seien vorab zu klären. 
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Die Stadt Braunschweig, Fachbereich Tiefbau und Verkehr, Abteilung Stadtentwässer-

ung und Abfallwirtschaft schließt sich in ihrer Stellungnahme vom 05.10.2021 der 

Stellungnahme der SE|BS an. 

Die Vorhabenträgerin sagt ausweislich ergänzender Unterlage 2 (Liste TÖB) die 

Forderungen zu (siehe Kap A.4.1). In ihrer eMail v. 15.10.2021 bestätigt die SE|BS, 

dass auch das Thema Grunddienstbarkeit geklärt sei. 

Die Belange des Wasserhaushaltes bleiben damit gewahrt. 

 

B.4.5 Natur-, Landschafts-, Arten- und Bodenschutz  

Ausweislich des Erläuterungsberichtes (Planunterlage 1) entständen durch die Dach-

konstruktion keine Auswirkungen auf die Inhalte und Ergebnisse des Landschafts-

pflegerischen Fachbeitrags mit integriertem Artenschutz. 

Durch das Vorhaben würden keine baulichen Änderungen außerhalb des Oberbaus 

bzw. außerhalb befestigter Flächen vorgenommen, auch zur Abwicklung der Baumaß-

nahmen würden ausschließlich bereits befestigte Flächen in Anspruch genommen und 

Rückschnittbereiche nicht erweitert. Belange des Denkmalschutzes seien nicht 

betroffen und das Vorhaben finde außerhalb von Natura 2000-Gebieten statt. Es sei 

mit keinen weiteren Auswirkungen auf die relevanten Schutzgüter zu rechnen. Da es 

sich bei dem Vorhabenbereich nicht um ein wichtiges Jagdgebiet von Fledermäusen 

handele und diese für ihre Flugrouten auch den Luftraum oberhalb der Dach-

konstruktion nutzen könnten, sei hier ebenfalls mit keiner weiteren Beeinträchtigung zu 

rechnen. 

Der Fachbereich Umwelt der Stadt Braunschweig stimmt in seiner Stellungnahme v. 

31.08.2021, Az.: SonstV 293, der Planänderung zu. Seine zusätzlichen Hinweise sind 

in Kap. A.3.2 dieses Bescheids aufgenommen.  

Die geänderten Einleitmengen sind mit der Stadtentwässerung GmbH abgestimmt 

(siehe Kap. B.4.4). 

Die Belange des Natur-, Landschafts-, Arten- und Bodenschutzes bleiben unter Be-

rücksichtigung der vollumfänglichen Umsetzung des Landschaftspflegerischen Fach-

beitrags mit integriertem Artenschutz des Ausgangsverfahrens mit Planfeststellungs-

beschluss v. 21.07.2020, Az.: 581ppi/014-2019#004 gewahrt. 
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B.4.6 Immissionsschutz  

Ausweislich des Erläuterungsberichts (Planunterlage 1, Kap. 5.8 + 5.1) erfolge die Bau-

ausführung tagsüber mit einer Gesamtdauer von ca. 1,5 Monaten. Die Gründungs-

arbeiten und die Erstellung der Dachkonstruktion besäßen im Vergleich zu den 

Arbeiten des Ausgangsverfahrens nur geringe Lärm- und Schallauswirkungen. Eben-

falls seien keine größeren Erschütterungen zu erwarten. 

Aus Sicht des Immissionsschutzes des FB Umwelt der Stadt Braunschweig bestehen 

gem. Stellungnahme v. 31.08.2021, Az.: SonstV 293 keine Bedenken gegen die Plan-

änderung. Die immissionsrelevante Bearbeitung sei vollumfänglich im Rahmen des 

Ausgangsverfahrens erfolgt; Änderungen und Ergänzungen somit nicht erforderlich. 

Die Belange des Immissionsschutzes bleiben unter Berücksichtigung der Auflagen 

A.4.2 und A.4.3 des Ausgangsverfahrens mit Planfeststellungsbeschluss v. 

21.07.2020, Az.: 581ppi/014-2019#004 gewahrt. 

 

B.4.7 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen 

Gem. Stellungnahme der Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 01.07.2021 befän-

den sich Telekommunikationsanlagen des Unternehmens im Planbereich. Diese 

Anlagen seien bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern und dürften nicht 

überbaut sowie vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden. 

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung erforderlich werden, sei die Voda-

fone mind. drei Monate vor Baubeginn über TDRA-N.Hannover@vodafone.com zu 

beauftragen, um eine Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwen-

digen Arbeiten durchführen zu können. 

Die Belange der öffentlichen Ver- und Entsorgungsanlagen bleiben durch das Aus-

gangsverfahren (Kap. A.4.5 und B.4.4.10) mit Planfeststellungsbeschlusses v. 

21.07.2020, Az.: 581ppi/014-2019#004 gewahrt. 

 

B.4.8 Kampfmittel  

Gem. Stellungnahme des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung 

(LGLN) vom 28.06.2021 (ergänzende Unterlage 02, Nr. 3) besteht der allgemeine 

Verdacht auf Kampfmittel und wird eine Luftbildauswertung empfohlen. 
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Ausweislich Planunterlage 1 (Erläuterungsbericht, Kap. 5.3) und ergänzender Unter-

lage 2 (Liste der TÖB) habe die Vorhabenträgerin im Zuge des Ausgangsverfahrens 

Kampfmittelsondierungen durchgeführt sowie ein Räumkonzept samt Kampfmittelvor-

erkundung (Luftbild- und Aktenauswertung) erstellt, welches im Bereich des Dach-

neubaus keinen Handlungsbedarf ausweise. 

Da Kampfmittelvorkommen nicht gänzlich ausgeschlossen werden können, hat das 

Eisenbahn-Bundesamt Kap. A.3.3 im verfügenden Teil aufgenommen. Die Belange der 

Kampfmittelbeseitigung bleiben damit gewahrt. 

B.4.9 Sonstige öffentliche Belange 

B.4.9.1 Behindertenbeirat Braunschweig e.V. 

Gem. Stellungnahme vom 28.06.2021 habe der Behindertenbeirat Braunschweig e. V. 

an der Ausgestaltung der Überdachung nichts auszusetzen. Er gibt nochmal zu 

bedenken, dass es aus seiner Sicht von Vorteil wäre, den Zugang über einen Aufzug 

zu ermöglichen.  

Der Zugang ist nicht Bestandteil dieses Planänderungsverfahrens. Ein weiterer Regel-

ungsbedarf ergibt sich – analog zu Kap. B.4.4.8 des Ausgangsverfahrens mit Planfest-

stellungsbeschluss v. 21.07.2020, Az.: 581ppi/014-2019#004 – hieraus nicht.  

B.5 Gesamtabwägung 

Am Gesamtvorhaben in Gestalt der antragsgegenständlichen Änderung besteht ein 

öffentliches Interesse. Die von der Planänderung Betroffenen haben der Änderung 

zugestimmt. Das Abwägungsergebnis des Planfeststellungsbeschlusses wird von der 

Änderung in seiner Struktur nicht berührt. 

B.6 Ermessen  

Von der Durchführung eines erneuten Planfeststellungsverfahren wird nach pflicht-

gemäßem Ermessen abgesehen, denn es handelt sich um eine Änderung von 

unwesentlicher Bedeutung. Weiterhin sind öffentliche Belange nur in geringem Maße 

betroffen und die Zustimmung der betroffenen Behörden liegt vor. Daher ist eine 

erneute Befassung der Öffentlichkeit, insbesondere durch die Durchführung eines 

Anhörungsverfahrens nach § 73 VwVfG samt öffentlicher Auslegung der Plan-

unterlagen, mit diesem Vorhaben nicht erforderlich. 
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B.7 Sofortige Vollziehung 

Der Planänderungsbescheid ist kraft Gesetzes gegenüber Dritten sofort vollziehbar 

(§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VwGO). 

B.8 Entscheidung über Gebühr und Auslagen 

Die Entscheidung über die Gebühr und die Auslagen für diese individuell zurechenbare 

öffentliche Leistung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 BEVVG 

i. V. m. der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV). 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen den vorstehenden Planänderungsbescheid kann innerhalb eines Monats nach 

Zustellung Klage beim 

Oberverwaltungsgericht Lüneburg, 

Uelzener Straße 40, 

21335 Lüneburg,  

erhoben werden. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 

 

Eisenbahn-Bundesamt 

Außenstelle Hannover 

Hannover, den 15.10.2021 

Az. 581ppi/016-2021#002 

VMS-Nr. 3455411 

 

 


